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      Das Gymnasium im nationalen und internationalen Umfeld *)  

 
 
 

 
Das Schweizer Bildungssystem wird von Grund auf umgebaut, ohne dass die grössere 

Öffentlichkeit das bislang wirklich zur Kenntnis genommen hätte. Damit soll nicht gesagt 
werden, dass irgendeine Politik der Geheimhaltung zu beklagen wäre, sondern nur, dass 
verglichen mit früheren Versuchen, die Kantone zu einer gemeinsamen Reformstrategie auf 
ihrem ureigensten Hoheitsgebiet, der öffentliche Schule, zu bewegen, ein grosser Schritt 
unternommen wird, der so gut wie kein kritisches Echo gefunden hat. Das erstaunt, erinnert 
man sich an frühere Kulturkampfsituationen, aber es erstaunt wiederum auch nicht, wenn man 
weiss, dass die Kantone nur so ihre Unabhängigkeit gegenüber dem Bund sichern konnten.  

 
Die Rede ist von HarmoS. Komplizierter ausgedrückt: Die Rede ist von der 

Interkantonale Vereinbarung über die Harmonisierung der obligatorischen Schule, die als 
HarmoS mit dem grossen „S“ am Ende inzwischen fast schon Logo-Qualität angenommen hat. 
Die Vereinbarung ist am 14. Juni 2007 in  Bern unterzeichnet worden. Auch das wäre der 
Öffentlichkeit beinahe entgangen. Wer die Geschichte der Schweizerischen Volksschule 
kennt und die dabei nicht nur prägenden, sondern oft auch rivalisierenden Eigenheiten der 
Kantone vor Augen hat, ist vom dem Konkordat überrascht. „Harmonisierung“ klingt fast wie 
Zentralisierung, was sonst immer ein Grund ist, Abstimmungen zu verlieren. Ist die Schweiz 
plötzlich harmoniesüchtig geworden, und dies ausgerechnet im  Bildungsbereich? Oder ist das 
Projekt missverstanden, wenn man es als grosse Reform versteht?  

 
HarmoS betrifft die Gymnasien direkt nicht oder nur dort, wo es noch Untergymnasien 

gibt. Gleichwohl hängt die Entwicklung auch der Gymnasien davon ab, wie die Struktur der 
Volksschule gestaltet wird. Damit werde ich beginnen. HarmoS verlängert das 
Schulobligatorium und das hat Folgen für die Gymnasien (1). In einem zweiten Schritt 
beschreibe ich die Situation der Schweizer Gymnasien im internationalen Vergleich (2). 
Abschliessend gehe ich auf die Frage ein, welche Qualität mit dem jetzigen System erreicht. 
Hier werde ich auch Zürcher Daten verwenden, wofür ich bereits jetzt um Nachsicht bitte. 
Irgendeine Werbung für Zürich ist damit selbstverständlich nicht verbunden (3).    

 
  Das Gymnasium sieht sich einer Diskussion ausgesetzt, in der Kernelemente des 

Gymnasiums auf den Prüfstand gestellt werden. Die allgemeine Hochschulreife wird ebenso 
in Zweifel gezogen wie die Ausbildung der Lehrkräfte, die Budgets werden angriffen, vom 
Sparen sind eher die weniger teuren Schulen ausgenommen und mit Hinweis auf die Quote 
der Studienabbrecher wird auch die Qualität der gymnasialen Bildung als fraglich erachtet. 
Die Aargauer Idee des Elitegymnasium gehört ebenfalls in diesen Zusammenhang. Und 
schliesslich ist mit den  Daten beider PISA-Studien die Systemfrage neu gestellt worden: 
Wozu brauchen wir Gymnasien, wenn integrierte Gesamtschulen im Ausland erfolgreicher 
sind? Doch zunächst zu HarmoS.  
                                                
*) Vortrag in der Universität Basel am 6. November 2007.   
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1. Das Projekt HarmoS in der Schweiz   
 
 

Das Projekt ist im Jahre 2003 lanciert worden, nicht ganz freiwillig, wie man weiss; 
die Vernehmlassung vor einem Jahr erbrachte mit Ausnahme der Gestaltung der 
Sekundarstufe I eine grosse bis überwältigende Zustimmung, nunmehr ist das Konkordat von 
der EDK verabschiedet, und zwar einstimmig. Die öffentliche Aufmerksamkeit hielt sich, wie 
gesagt, in Grenzen, was mit der grossen Zustimmung vor Beschlussfassung zu tun haben mag, 
aber auch mit dem courant normal der eidgenössischen Bildungspolitik. Wenigstens ist 
erstaunlich, wie vergleichsweise gering die Resonanz auf das Konkordat war, wenn man vor 
Augen hat, wie stark der Eingriff in das bisherige System sein wird. 
 

Das neue Konkordat ersetzt das alte aus dem Jahre 1970. Um den Wandel der 
Bildungspolitik zu verstehen, lohnt ein Blick in das alte Konkordat, das seinerzeit vom 
Präsidenten der EDK, dem Zuger Erziehungsdirektor und späteren Bundesrat Hans Hürlimann, 
sowie dem Generalsekretär Emil Egger unterschrieben wurde. Das Konkordat1 unterscheidet 
fein zwischen „Verpflichtungen“ und „Empfehlungen.“ Die Verpflichtungen beziehen sich 
auf die Angleichung der kantonalen Schulgesetze in vier Punkten: Festlegung des 
Schuleintrittsalter auf das vollendete 6. Altersjahr, Dauer der Schulpflicht, Dauer der 
ordentlichen Ausbildungszeit vom Schuleintritt bis zur Maturitätsprüfung sowie Beginn des 
Schuljahres zwischen Mitte August und Mitte Oktober.  

 
Moritz Arnet (2000, S. 24ff.) hat beschrieben, welche Kämpfe diese bescheidenen 

Regelungen seinerzeit auslösten. Zankapfel war der Schuljahresbeginn. Wer erinnert sich 
noch daran, dass der Kanton Zürich dem Konkordat wohl beitrat, die Stimmbürgerschaft auch 
zustimmte, aber am 4. Juni 1972 dann einer Initiative der Gegner folgte, die den 
Frühjahrschulbeginn beibehalten wollten. Der Kanton Bern hatte seinen Beitritt zum 
Konkordat von der Abstimmung über den Schuljahrbeginn abhängig gemacht, die ebenfalls 
zugunsten der Gegner entschieden wurde. Zwei Plenarversammlungen der EDK im Juni und 
November 1972 dienten der  Beurteilung dieser nunmehr ziemlich verfahrenen Lage.  

 
Aber die Bildungsschweiz brach damals nicht auseinander, für die Schuljahrfrage 

wurden „pragmatische Übergangslösungen“ gefunden (ebd., S. 26) und eine Bundeslösung 
konnte weiterhin befürchtet werden. Das Konkordat von 1970 liess die Schulstruktur 
unangetastet und stellte auch keinen inhaltlichen Eingriff dar. Bei den Empfehlungen ging 
man weiter,  aber das war kein Kunststück, weil die Verbindlichkeit offen blieb. Immerhin 
sollten die Konkordatskantone zuhanden aller Kantone Empfehlungen insbesondere für 
folgende Bereiche ausarbeiten:  

 
• Rahmenlehrpläne,  
• gemeinsame Lehrmittel, 
• Sicherstellung des freien Übertritts zwischen gleichwertigen 

Schulen,  
• Übertritt in die gegliederten Oberstufen, 
• Anerkennung von Examensabschlüssen und Diplomen, die in 

gleichwertigen Ausbildungsgängen erworben wurden,  

                                                
1 Grundlage des Konkordats waren Empfehlungen der EDK aus dem Jahre 1967.  
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• einheitliche Bezeichnung der gleichen Schulstufen und gleichen 
Schultypen,  

• gleichwertige Lehrerausbildung 
(Konkordat 1970)  

 
  Der neue Staatsvertrag geht wesentlich weiter und greift in die Struktur der 
Volksschule ein. Deutlich heisst es in der Zweckbestimmung:  
 

• Die Vereinbarungskantone harmonisieren die obligatorische Schule 
im Blick auf „die Ziele des Unterrichts und die Schulstrukturen.“  

• Ausserdem verpflichten sich die Kantone, „die Qualität und 
Durchlässigkeit des Schulsystems durch gemeinsame 
Steuerungsinstrumente (zu) entwickeln und (zu) 
sichern“ (Interkantonale Vereinbarung Art. 1).  

 
Beide Bestimmungen wären 1970 nicht nur unmöglich, sondern auch undenkbar 

gewesen. Gemeinsame Ziele, die irgendwie verbindlich gewesen wären, gab es nicht, 
Schulstrukturen festzulegen, war Sache allein der Kantone, und „Qualitätssicherung,“ heute in 
aller Munde, war ein unbekanntes Wort. Der erste amerikanische Aufsatz, der eine 
Systemsteuerung durch evidenzbasiertes Feedback vorschlug, erschien erst vier Jahre später 
(Levin 1974).  

 
Hinter dem Projekt HarmoS steht eine weitgehende Umstellung der Bildungspolitik 

hin zu dem, was neudeutsch „Outputsteuerung“ genannt wird. Mit diesem ziemlich sperrigen 
Wort verbindet sich ein simples Modell, das den Eingang und den Ausgang eines Prozesses 
beschreibt. Das Bildungssystem lässt sich mit diesem Modell so abbilden:  

 
• Bislang lag der Augenmerk der Politik auf dem Input, also dem, 

was in das System eingegeben wurde, nämlich Lehrpläne, 
Lehrmittel, ausgebildete Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler, 
Ressourcen und gute Absichten.  

• In Zukunft sollen die Resultate oder der Output eine zentrale Rolle 
spielen.  

• Mit Resultaten sind vor allem die durch Unterricht 
hervorgebrachten Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler 
gemeint.  

 
Das Modell ist ebenso einfach wie erfolgreich. Eine deutsche Expertise spricht sogar 

von einem „Paradigmenwechsel“ (Klieme et. al. 2003) in der Bildungspolitik. Das ist, wenn 
man an Thomas Kuhn denkt, etwas sehr hoch gegriffen. Aber im internationalen Vergleich 
hat sich die Steuerung der Bildungssysteme tatsächlich seit etwa zwanzig Jahren sehr 
grundlegend verändert (Oelkers/Reusser 2007). Die EDK hat also keine Anomalie in die Welt 
gesetzt.  

 
Es geht bei Harmos aber nicht nur um neue Formen der Systemsteuerung und 

Bildungsstandards. Auf den Ausdruck „Standards“ reagieren die Lehrkräfte der Gymnasien 
mit grosser Reserve, um es euphemistisch auszurücken. Die hitzige Diskussion über diese 
Frage, die mit einem Begriff geführt wird, der sehr leicht Assoziationen zu Industrienormen 
weckt, hat das HarmoS-Konkordat wie mit einem Schatten überzogen. Die eigentliche 
Stossrichtung und Tiefe der Systemreform wird dabei übersehen, nur weil das Schlagwort der 
„McDonaldisierung“ der Bildung die Runde macht.  
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Die heutige Diskussion suggeriert, dass Bildungsstandards etwas grundlegend Neues 

seien. Das ist nicht der Fall. Gymnasien unterscheiden sich von anderen Schulen nicht nur 
durch das Fächerangebot, sondern zugleich durch die Niveauforderung. Lehrkräfte des 
Gymnasiums benutzen den Ausdruck „gymnasiale Standards“ wie selbstverständlich, wenn 
sie die Besonderheit ihres Unterrichts aufzeigen wollen. Es macht für sie geradezu die 
Identität der Gymnasien aus, dass sie spezielle Anforderungen stellen können. Wenn der 
Ausdruck „Bildungsstandards“ gerade bei Gymnasiallehrkräften oft negativ besetzt ist,  dann 
hängt mit Befürchtungen zusammen, die eine bildungspolitische Diskussion ausgelöst hat. 
Der Tatbestand von Standards an sich ist davon nicht berührt.   

 
Angesichts der gelegentlich etwas irregeführten Diskussion halte ich eingangs fest:  
 

1. Jedes Gymnasium hat und vertritt Standards, versteht man darunter die 
Qualitätsanforderungen des Fachunterrichts.  

2. Gymnasiale Bildung zeigt sich als fachliche und daneben auch überfachliche  
Kompetenz, die im Unterricht aufgebaut wird.  

3. Die Schülerinnen und Schüler beherrschen fachliche Anforderungen 
unterschiedlich, die Unterschiede zeigen sich in Leistungsstufen. 

4. Tests und Noten halten auch bisher schon Fortschritte, Stagnation und 
Rückschritte im Leistungsverhalten fest.  

 
Soweit gibt es nichts Neues. Gymnasien erteilen mehr als andere Schularten 

standardbasierten Unterricht, der sich auf Fächer bezieht und fachliches Lernniveau 
abverlangt. Am Ende eines jeden Lehrgangs stehen Kompetenzen, allerdings nie bei allen 
Schülern gleich. Das zu sagen, ist trivial und erhält nur deswegen eine herausgehobene 
Bedeutung, weil die Diskussion über Bildungsstandards neue Begriffe, manche sagen auch 
einen neuen Jargon, benutzt. Statt wie früher „Fähigkeiten und Fertigkeiten“ spricht man 
heute von fachlichen und überfachlichen „Kompetenzen“, statt Leistungsanforderungen ist 
von „Standards“ die Rede, und statt „Niveauunterschied“ wird der Ausdruck 
„Kompetenzstufen“ benutzt. Die neue Sprache allein verweist aber nicht schon auf etwas, das 
in der Praxis neu wäre. 

  
HarmoS sollte also nicht als Bedrohung der gymnasialen Bildung wahrgenommen 

werden. Wenn es Zukunft Leistungstests geben wird und endlich verbindliche Standards für 
die Volksschule eingeführt werden, dann bestätigt das in gewisser Hinsicht den Primat des 
Fachunterrichts. HarmoS ist aber noch in ganz anderer Hinsicht eine gross angelegte Reform:    
Die interkantonale Vereinbarung sieht die Einführung einer obligatorischen Basisstufe vor, 
mit der sich die Schulpflicht schweizweit um zwei Jahre nach unten verlängern wird. Sie soll 
in Zukunft mit dem vollendeten vierten Lebensjahr beginnen.  
 

Die Primarschule umschliesst fortan eine Vorschule oder Eingangsstufe. Der 
Kindergarten wird mit der Schule fusioniert, eigentlich ist das eine bildungspolitische 
Sensation, die wiederum von der Öffentlichkeit unaufgeregt zur Kenntnis genommen wurde. 
Vielleicht ist der Grund für diese Gelassenheit, dass Vorschulen eine europäische Norm 
darstellen, wenngleich in aller Regel nicht als Obligatorium. Eine Anomalie ist die 
Eingangsstufe jedenfalls auch nicht. De facto führt das zur Etablierung einer achtjährigen 
kantonalen Gesamtschule und zur Weiterführung der dreijährigen, gegliederten Sekundarstufe.  

 
Der organisatorischen Harmonisierung der kantonalen Systeme soll auch eine 

inhaltliche folgen. Die Grundbildung wird in Zukunft auf einheitlich fünf Lernbereiche oder 
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Fachgruppen bezogen, es soll sprachregionale Lehrpläne geben, zudem Blockzeiten sowie 
Tagesstrukturen und eben landesweit verbindliche Standards. Der grösste Schritt ist die 
Basisstufe, wenn sie denn so einheitlich kommt, wie das vorgesehen ist. Was heute primär 
diskutiert wird, die Einführung von Bildungsstandards, ist Teil eines grösseren und sehr 
ambitionierten Projekts der Systementwicklung. Angesichts der kantonalen Bildungshoheit ist 
das tatsächlich ein grosser Schritt, der alles übertrifft, was in der Vergangenheit an 
Abstimmung zwischen den Kantonen erreicht wurde. 

 
Im Bericht zur Vernehmlassung zu HarmoS, der zu Beginn des Jahres 2006 vorlag, 

wird gesagt, dass mit den Bildungsstandards nicht das Ziel verfolgt werde, auf der Basis einer 
nationalen Vorstellung die Bildungsprozess zu „vereinheitlichen“ (EDK 2006, S. 24). 
Vielmehr soll mit dem Instrument der Bildungsstandards versucht werden, die erwarteten 
Leistungsergebnisse so zu beschreiben, dass diese normative Beschreibung auf nationaler 
Ebene „verbindlichen Charakter“ annehmen kann (ebd.). Wie die Unterrichtsziele zu 
erreichen sind, wird nicht vorgegeben. Dasselbe gilt für die Aufteilung der Unterrichtszeit, 
den Einsatz der Ressourcen und alle weiteren Fragen der Schulorganisation. Hier bleibt die 
Zuständigkeit der Kantone, der Gemeinden und der einzelnen Schulen erhalten. Harmonisiert 
werden die Leistungserwartungen, nicht die Ausführungen. Insofern basieren manche 
Befürchtungen auf Unkenntnis.   

 
Entwickelt werden Mindeststandards. Der Ausdruck beschreibt, was auf einer Skala 

von Kompetenzstufen in jedem Fach zu einem bestimmten Zeitpunkt von allen Schülerinnen 
und Schülern erreicht werden muss. Wer einen solchen Standard nicht erreicht, soll oder muss 
gezielt gefördert werden. Die Kantone können die Mindeststandards höher oder tiefer 
ansetzen. Es handelt sich also nicht um eine Nivellierung nach unten. Die Standards werden 
in erster Linie einen Einfluss auf die Lehrplanarbeit und die Lehrmittel haben. Die im Projekt 
entwickelten Referenzrahmen erlauben eine bessere Strukturierung der Fächer, mit den 
skalierten Kompetenzniveaus wird es zudem möglich, eine Progression bei den 
fachbezogenen Lernzielen festzulegen. Die offiziellen Lehrmittel stützen sich in Zukunft auf 
Standard-kompatible Rahmenlehrpläne, so dass sich die Lehrpersonen unausweichlich auf 
Standards beziehen müssen.  

 
Mit dem HarmoS-Projekt sind drei grössere bildungspolitische Festlegungen 

verbunden:    
 

• Die Kantone entwickeln Unterstützungs- und Differenzierungsmassnahmen für 
diejenigen Schülerinnen und Schüler, die die Basiskompetenzen nicht 
erreichen.  

• Die Mindeststandards dienen nicht der schulischen Selektion. Durch 
standardisierte Tests im heutigen 2., 6. und 9. Schuljahr wird die 
Schülerbeurteilung verbessert. 

• Die Wirksamkeit des schweizerischen Bildungssystems im Bereich der 
obligatorischen Schule wird am Erreichen der Standards gemessen, darauf 
bezieht sich das nationale Bildungsmonitoring  
(ebd., S. 25/26).  

 
Das HarmoS-Konkordat ist verbunden mit einem Einstieg in die Testkultur, auch das 

muss deutlich gesagt werden. Regelmässige Leistungstests sind den Bildungssystemen im 
deutschen Sprachraum bislang fremd ist, aber sie werden in liberalen Systemen wie Schweden 
mit Erfolg praktiziert. Oft unterstellt die Diskussion Szenarien wie die, dass der ganze 
Unterricht nur noch auf den Test hin ausgerichtet wird und die individuelle Förderung dabei 
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auf der Strecke bleibt. Aber bei nur drei Messzeitpunkten ist das eine stark übertriebene 
Befürchtung. Selbst wenn die Lehrkräfte ihre Schülerinnen und Schüler gezielt auf die Tests 
vorbereiten, sie werden überwiegend nicht das tun, was in der amerikanischen Literatur 
„teaching the test“ genannt wird.  

 
Unter curricularen „Standards” sind wie gesagt Aufgaben zu verstehen, die den 

Leistungsstand bestimmter Fächer in einem Kernbereich testen und die für diesen Zweck 
fortlaufend geeicht werden müssen. Es handelt sich um die Fachbereiche  

 
• Erstsprache 
• Fremdsprachen  
• Mathematik  
• Naturwissenschaften.  

 
Es wird also zunächst Standard-Fächer und Nicht-Standard-Fächer geben, weil der 

Aufwand zu gross ware, für alle Fächer gleichzeitig Bildungsstandards zu entwickeln. Darin 
liegt eine gewisse Gefahr, die bei der weiteren Entwicklung im Auge behalten werden muss. 
Aus der Tatsache, dass mit bestimmten Fächern begonnen wird, darf nicht geschlossen 
werden, dass es fortan eine Zwei-Klassen-Schulen geben wird, die aus „wichtigen“ Fächern 
besteht, nämlich solchen, die getestet werden und „unwichtigen,“ wo das nicht der Fall ist. 
Das Konkordat lässt im Übrigen die Fächerfrage offen.  

 
Das  berührt die Gymnasien nicht direkt, dennoch hat HarmoS auch für die Gymnasien 

Folgen. Der Aufbau der Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler lässt sich als genauer als 
bisher beschreiben. Die Aufnahme in die Gymnasien lässt sich objektiver gestalten, weil die 
Übergänge besser geregelt sind. Und der Fachunterricht des Gymnasiums kann auf einem 
Deutschschweizer Lehrplan aufbauen, so dass sich die Verluste durch den Nacherwerb von 
Kompetenzen ausgleichen lassen. Aber mit solchen Harmonisierungen ist die Systemfrage 
nicht beantwortet. Brauchen wir überhaupt noch Gymnasien“ Und warum hat HarmoS keine 
Gesamtschule für die gesamte obligatorische Schulzeit eingeführt?  

 
 

2. Die Systemfrage  
 
 
Zunächst etwas zur Magie der Zahlen: In Frankreich absolvierten im Jahre 2000 60 

Prozent eines Jahrgangs die Prüfung zum baccalauréat général, in Italien machten fast 70 
Prozent die maturità. Die Zahlen sind bis 2006 weiter angestiegen. Diese stetige Zuwachs  
wird von der OECD nicht nur begrüsst, sondern ist das Hauptziel der Politik. Mit einer 
geringen Abiturientenquote sollen in der Wissensgesellschaft der Zukunft mehr oder weniger 
dramatische Nachteile verbunden sein. Es käme darauf an, möglichst viele Schülerinnen und 
Schüler zum Abitur zu führen, die sich dann mit einem Studium auf die Wissensgesellschaft 
vorbereiten können. Nur im Studium wird qualifiziertes Wissen erworben und von dem 
hängen  der Erneuerungsprozess und so der künftige Wohlstand der Gesellschaft ab.   
 

Nach dieser Logik müsste die Schweiz ein armes Land sein. Die Quote der 
gymnasialen Maturität betrug im Jahre 1980 schweizweit etwas über 10% und stieg bis 2000 
auf etwa 19 Prozent an, wobei grosse kantonale Unterschiede in Rechnung gestellt werden 
müssen. Eine Prognose des Bundesamtes für Statistik bis 2015 sieht keinen dramatischen 
Zuwachs. Nach einer leichten Delle zwischen 2000 und 2005 wird zehn Jahre später eine 
Quote um 21 Prozent erwartet, wobei eine von zwei Varianten näher bei 20 Prozent liegt. Die 
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Quote der Berufsmaturität, mit der die Fachhochschulreife erworben wird, betrug im Jahre 
2005 12,2 Prozent. Rund zwei Drittel der Jugendlichen entscheidet sich für eine Berufslehre, 
die überwiegend in Betrieben stattfindet (Bundesamt 2006). Die Schweiz unterschreitet etwa 
die deutschen Zahlen bei weitem, und wenn die schlecht sind, müssen unsere noch weit 
schlechter sein. 

 
Warum trügen die blossen Zahlen? Eine Antwort ergibt sich aus der Art und Weise, 

wie bildungspolitisch diskutiert wird. In Deutschland wird die Frage der Chancengleichheit 
seit dem 19. Jahrhundert zugespitzt auf die Frage, wer zur höheren Bildung zugelassen wird 
und wer nicht. Nur das scheint „Chancengleichheit“ auszumachen, also nicht zum Beispiel 
Chancen, im Falle von Lernrückständen effizient gefördert zu werden oder Chancen, einen 
Abschluss zu machen und einen Arbeitsplatz zu finden. Gemeint ist immer die möglichst 
hohe Verteilung der obersten Abschlüsse, wobei selten mitbedacht wird, dass die Chancen für 
den Einzelnen sinken, wenn unbestimmt viele den obersten Abschluss erreichen und keine 
weitere Differenzierung stattfindet. Mit Abschlüssen sind im deutschen wie im 
schweizerischen Schulsystem Berechtigungen verbunden, die Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
darstellen. Diese Chancen werden nicht dadurch besser werden, dass die jede Differenzierung 
entfällt und ein gleicher Abschluss für alle eingeführt wird.  

 
Das Problem lässt sich an Finnland gut zeigen: 2005 veröffentlichte die OECD einen 

Länderbericht zur Equity-Situation in Finnland, also zum Zustand der Chancengleichheit. Das 
Urteil über die finnische Gesamtschule lautete so:  

 
„Finnish comprehensive education has devised a more consistent and 
comprehensive approach to preventing students from falling behind than any 
other country we know of“ (OECD 2005, S. 22).   

 
Der OECD-Report hält dann aber fest, dass sich das günstige Bild der Gesamtschule 

auf die späteren Stufen nicht übertragen lässt. Erwähnt werden die hohe 
Jugendarbeitslosigkeit, die Einteilung der Schülerinnen und Schüler in zwei getrennte Zweige 
auf der Sekundarstufe II und auch die unterschiedliche Bewertung dieser Zweige in den 
Augen der Betroffenen. Die Wahl am Ende der Gesamtschule, so die Kommission, besteht 
zwischen einer „high-status“ und einer „low-status option,“ also nicht zwischen 
gleichwertigen Alternativen. Entsprechend sind die Zahlen: Neben der hohen Drop-Out-Rate 
wird erwähnt, dass nur 15% der Schülerinnen und Schüler im Berufsbildungszweig ein 
Polytechnikum (Fachhochschule) besuchen und nur ein bis zwei Prozent es schafft, an einer 
Universität zu studieren (ebd., S. 24/25). 
 

Wer den Gymnasialzweig besucht, hat zur Voraussetzung Schulen mit ganz 
unterschiedlicher Reputation und Ausstattung. Das Angebot ist selbst im obligatorischen 
Bereich nicht gleich, weil die Gemeinden die Gesamtschulen verschieden ausstatten und auch 
zwischen ländlichen und städtischen Regionen grosse Unterschiede bestehen. Für den 
Gymnasialzweig verweisen finnische Daten darauf, dass hier der Bildungsstand und das 
Einkommen der Eltern eine zentrale Rolle spielen (Asplund/Leijola 2005). Die scharfe 
Differenz zwischen dem Gymnasial- und dem Berufsbildungszweig wird im OECD-Report 
auch damit in Verbindung gebracht, dass in Finnland kein duales System der Berufsbildung 
existiert (OECD 2005, S. 26). 

 
Am Ende der dreijährigen Gymnasialzeit steht das Matrikulationsexamen. Viele der 

Schüler bereiten sich darauf in privaten Klassen vor, die von den Eltern bezahlt werden 
müssen. Wer im Examen schlechtere Leistungen zeigt, kann nur an einer Fachhochschule 
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studieren. In den Universitäten sind Studierende aus einkommensstarken Familien 
überrepräsentiert, in Finnland studieren weit mehr Kinder aus Akademikerfamilien (higher 
education) als in allen anderen EU-Ländern. In einem Report, der Studentensituation in 
Europa vergleicht, wird das so gesagt:  

 
„Finland easily has the highest proportion of students from families with higher 
education certificates with a value of 48% of fathers and 50% of mothers” 
(Eurostudent 2005, ebd., S. 65). 
 
Eine hohe Allgemeinbildung garantiert keine Beschäftigung. Ein Indikator dafür ist 

die Jugendarbeitslosigkeit, also die Arbeitslosigkeit von beschäftigungsfähigen Personen im 
Alter zwischen 15 und 24 Jahren. Die Jugendarbeitslosigkeit steigt europaweit an, unabhängig 
davon, ob das Schulsystem gegliedert ist oder nicht. Die Quote lag in Österreich, also einem 
Land mit einem gegliederten Schulsystem, im Jahre 2000 bei 4,4 Prozent. Sie stieg bis 2005 
auf 7,5 Prozent an. Deutschland hatte im Jahr 2000 9,0 Prozent Arbeitslose in der Altergruppe 
unter 25 Jahren (Isengard 2001). 2005 lag diese Quote bei etwas über 10 Prozent.2 In der 
Schweiz betrug die Quote der arbeitslosen Jugendlichen im Februar 2007 3,9 Prozent und war 
damit leicht höher als die der arbeitslosen Erwachsenen, die im gleichen Monat bei 3,2 
Prozent lag.3 Den niedrigsten Wert aller EU-Ländern halten die Niederlande mit 2004 6.6 
Prozent arbeitslose Jugendliche. Der Wert liegt um fast drei Prozent höher als in der Schweiz, 
einem Land mit einem gegliederten Schulsystem und einer geringen Maturitätsquote.  

 
Diese Unterschiede haben viele Gründe. Die Situation kann nicht kausal verstanden 

werden. Die Zahlen belegen einfach, wie fragwürdig es ist, von der Allgemeinbildung auf den 
Arbeitsmarkt zu schliessen, also pauschal Chancengleichheit in der Schule mit gleichen 
Abschlüssen und diese wiederum mit Lebenschancen in Verbindung zu bringen. Wenn es 
schon um Lebenschancen gehen soll, dann muss beachtet werden, dass die Eingliederung in 
den Arbeitsmarkt diese Chancen wesentlich bestimmt. Wer als Jugendlicher arbeitslos ist, 
wird  in seinen Lebenschancen massiv beeinträchtigt, und sei seine Allgemeinbildung noch so 
hoch. Allein das spricht gegen die Steuerung allein durch Anhebung der Abschlüsse.  

 
• Worauf es ankommt, ist die Erreichung von Mindeststandards,  
• bei gleichzeitiger Differenzierung der Bildungswege,  
• die nicht diskriminiert werden dürfen und für unterschiedliche Interessen 

attraktiv sein müssen.  
 
Die zentrale politische Frage sollte nicht sein, ob wir „zuwenig” oder „zuviel” 

Maturantinnen und Maturanten haben, sondern ob die Passung im System stimmt und wie die 
Qualität gehalten werden kann. Oft wird bei den Vergleichen der Schulabschlüsse 
unterschlagen, dass in der Schweiz auf der Sekundarstufe II andere als maturitäre Abschlüsse 
bestehen, die mit guten Berechtigungen verbunden sind und von der weit grösseren Zahl von 
Jugendlichen erreicht werden. Der Eindruck der Rückständigkeit entsteht nur dann, wenn 
Abschlüsse verglichen werden, die zum Hochschulzugang berechtigen. Und dabei wird 
wiederum unterschlagen, dass anders als in anderen Ländern eine Hochschulausbildung das 
Schweizer Beschäftigungssystem bislang nicht dominiert. Qualität wird auch auf anderem 
Wege erzeugt, und man braucht keine gymnasiale Maturität, um in bestimmten Sparten 
erfolgreich zu sein. Andererseits erreichen nicht zu viele Absolventen die Hochschulreife.    

 

                                                
2 http://idw.online.de/pages/de/news109547  
3 NZZ Nr. 56 v. 8. März 2007, S. 21. Zum Vergleich die Zahlen in: EVD (2005).. 
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Die linearen Berechnungen von Ausbildungserfolg und Höhe des Abschlusses auf der 
einen sowie Einkommensgewinne auf der anderen Seite sind inzwischen einer Kritik 
unterzogen worden, die die ökonomische Prognose hinter PISA fraglich erscheinen lässt 
(Wolf 2002). Eine vergleichsweise geringe Maturitätsquote könnte auch ein Erfolgsfaktor sein, 
weil das System nicht dazu gezwungen wird. hohe Abschlüsse aus Verlegenheit zu suchen 
oder weil die Politik es verlangt. Die englische Bildungsökonomin Alison Wolf hat das 
Problem so beschrieben: Es gibt natürlich gute Gründe, warum mehr Bildung für viele 
Menschen Profit erbringt. Aber dieses „mehr“ ist nicht das, was die - englische - Politik 
darunter versteht, also Bildungswachstum um jeden Preis, das am realen Arbeitsmarkt vorbei 
gedacht ist.  

 
„I find it difficult to construct a convincing argument that more six-form qualifications 
and more degrees are needed so that people will be educated enough to stack shelves, 
swipe credit-cards, or operate a cappuccino machine effectively. And it is important to 
remember just how many jobs like this exists, because to listen a lot of the rhetoric 
you would think that every semi-skilled or unskilled job was going to vanish 
tomorrow, if not early this afternoon” (ebd., S. 49). 
 
Das ist ein Kommentar zur Rhetorik der „Wissensgesellschaft“,“ die so tut, als warte 

der Arbeitsmarkt darauf, dass jeder Schüler und jede Schülerin mit der Maturität in der 
Tasche die Schule verlässt. Man mag „Bildung“ mit einer etwas schiefen Metapher als 
„Rohstoff“ bezeichnen, aber am Ende stehen  verschieden Formen, nicht eine für alle.   

 
Die Antwort auf die Frage, warum HarmoS wohl eine Basisstufe vorsieht, nicht jedoch 

die Einführung einer Gesamtschule bis zum Ende der Sekundarstufe I, lässt sich vor diesem 
Hintergrund klar beantworten. Acht Jahre gemeinsamer Verschulung sind in Zukunft eine 
gute Grundlage, ein System effektiver Leistungsentwicklung und Förderung im Blick auf 
grundlegende Kompetenzen schulischer Allgemeinbildung aufzubauen. In Finnland ist die 
Zeit gemeinsamer Verschulung ein Jahr länger. Danach folgt eine dreijährige, gegliederte 
Vertiefung der Allgemeinbildung gemäss Neigung und Leistungsstand, wobei die Niveaus 
oder Stufen nicht diskriminierend verstanden werden dürfen. Der Vorteil des dualen Systems 
ist die frühe Eingliederung des weitaus grössten Teils der Jugendlichen in Berufslehren, die 
abgeschlossen werden, wenn in anderen Ländern die Jugendarbeitslosigkeit beginnt. 

 
Die Schweizer Daten der letzten PISA-Untersuchung (Zahner Rossier 2004) zeigen, 

dass auch selektive Bildungssysteme ihre durchschnittliche Leistung steigern können, ohne 
sich grundlegend ändern zu müssen. Eine breite Allgemeinbildung ist wichtig, aber nicht im 
Sinne eines einheitlichen Angebots für alle. Bei der Forderung nach 
„mehr“ Chancengleichheit sollte man vor Augen haben, dass die Chancennutzung 
ausschlaggebend ist. Die Schulen vergeben Berechtigungen je nach Leistungen, entscheidend 
ist letztlich, mit welcher Qualität die Berechtigungen verbunden sind und was ihren 
Gebrauchswert auf dem Arbeitsmarkt ausmacht. Insofern stehen alle Schulen, nicht nur die 
Gymnasien, unter Qualitätsdruck. Was wissen wir aber über die Qualität der spezifisch 
gymnasialen Bildung?    

 
 

3. Die Qualität der gymnasialen Bildung   
 
 

Die Schweizer Gymnasien sind seit einer Reihe von Jahren Objekt 
wissenschaftsgestützter Evaluationen, die bei aller Punktualität doch gewisse Schlüsse 
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zulassen. Im Kanton Zürich werden die Absolventen der Gymnasien regelmässig zwei Jahre 
nach Abschluss der Maturitätsprüfung befragt, wie sie die Qualität ihrer Ausbildung im Blick 
auf fachliche und überfachliche Kompetenzen einschätzen. In der dritten 
Ehemaligenbefragung (2000) des Kantons Zürich, die insgesamt eine hohe Zufriedenheit 
ergeben hat, wird die „zeitliche Belastung durch die Schule” zentral gewichtet, die kaum 
Raum lasse für die Entwicklung persönlicher Interessen (Befragung 2001, S. 22). Man muss 
sich anstrengen, aber ist offenbar auch zufrieden.  

 
Die Gymnasien werden vornehmlich als Institutionen für die Vermittlung kognitiver 

Fähigkeiten wahrgenommen, wobei klare Prioritäten die Wahrnehmung und die Praxis des 
Verhaltens der Schülerinnen und Schüler bestimmen. Sie berechnen ihre Chancen, teilen sich 
ihre Zeit und wägen Aufwand und Ertrag ab, also handeln rational. Die Schulen sind 
Leistungsschulen und werden auch so wahrgenommen, wenngleich nicht immer im Sinne der 
Erwartungen der Lehrkräfte. Aber das ist normal, die Schüler stellen sich mit ihren eigenen 
Erwartungen auf die Schule ein und setzen nicht etwa linear die Ziele des Unterrichts um, und 
sei dieser auch noch so gut.   

 
Befragt werden in Zürich die Absolventinnen und Absolventen der Gymnasien, also 

nicht die Schülerinnen und Schüler. Meine Daten entstammen also einer rückblickenden 
Beurteilung, nachdem die Matur erworben und den meisten Fällen das Studium begonnen 
wurde. Es zeigt sich, dass dabei keineswegs mit der früheren Schule abgerechnet wird, die 
Beurteilungen sind durchgehend sachlich und offen, ohne dass die Ehemaligen auf sich selbst 
falsche Rücksicht nehmen würden. Man gewinnt so Einblicke in die Realität etwa des 
Leistungsverhaltens, von dem die Qualität der am Ende erreichten Bildung wesentlich 
bestimmt wird.  

 
Das lässt sich an einigen Indikatoren gut zeigen. Die „Erwartungen der Schülerschaft” 

an ein Schulfach spielen eine erhebliche Rolle beim Zustandekommen der Leistung, wobei 
die Erwartungen sich wesentlich darauf beziehen, wann ein Fach ernst zu nehmen ist und 
wann nicht. Offenbar spielen neben dem Rang der Fächer im Curriculum der Gymnasien 
Tests und Noten eine zentrale Rolle, die von den Schülern im Blick auf Zeitaufwand und 
Leistungsverhalten kalkuliert werden. Viele haben dabei die rote Linie des 
Notendurchschnitts vor Augen, die - wie knapp auch immer - erreicht werden muss. 
„Leistung“ ist für nicht wenige Schüler keineswegs die je optimale Anstrengung, sondern das 
Erreichen des Durchschnitts, der höher oder tiefer liegen kann, aber immer kalkuliert wird. 
Die Schülerinnen und Schüler setzen ihre Ressourcen gezielt ein und suchen Streueffekte zu 
vermeiden.  

 
Trotz dieses aus Sicht des gymnasialen Bildungsideals nicht gerade  überzeugenden 

Befundes erhalten die Zürcher Gymnasien in den vier bisher vorliegenden 
Ehemaligenbefragungen4 gute Noten im Blick auf die für das Studium bei Eingang 
notwendige Fachkompetenz und die darauf bezogene Studierfähigkeit. Die letzte Befragung 
aus dem Jahre 2006 bestätigt diesen Befund weitgehend. Die allgemeine Zufriedenheit mit 
den Schulen ist nach wie vor hoch, unverändert ist die gute fachliche Vorbereitung auf das 
Studium5 und die Kompetenz, neues Wissen zu erwerben. Auch das Wohlbefinden und die 
Beurteilung durch die Lehrkräfte werden Schnitt positiv bis sehr positiv eingeschätzt 
(Befragung 2006)  

                                                
4 Die Befragungen werden durchgeführt im Auftrag des Kantonsrates.   
5 In der Umfrage 2006 stimmten 74% der Ehemaligen der Frage zu, ob sie durch den gymnasialen Unterricht gut 
auf das Studium vorbereitet wurden. Die Quote liegt leicht unter dem von Kantonsrat vorgegeben Limit von 75% 
(Befragung 2006).   
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Schwächer bewertet werden die Eigenständigkeit des Urteils und die Möglichkeiten, 

zielorientiert zu handeln. Ein Problem sind auch die Lernstrategien, also die Art und Weise, 
wie im Gymnasium gelernt wird.    

 
• Nur etwa über 50% der Befragten fragten stimmt vorbehaltlos der Aussage zu, 

im Gymnasium habe man gelernt, „selbstständig Probleme zu lösen”.  
• Noch schwächer eingeschätzt wird der Beitrag des Gymnasiums zur 

Entwicklung der Sozialkompetenz und die Mitsprachemöglichkeiten der 
Schülerschaft (Befragung 2006, S.18ff.).  

• Der Ausbildungsstand in Informatik wird besser beurteilt als 2003. Aber noch 
immer beurteilen Frauen ihren Ausbildungsstand „schlechter“ als Männer 
(ebd., S. 25).   

 
Interessant ist, dass Absenzen - deutsch: Fernbleiben vom Unterricht oder Schwänzen 

- ein deutliches Konfliktthema waren und 20% der Befragten angaben, Differenzen mit 
Lehrkräften hätten sie belastet (ebd., S. 21). Fast ein Viertel fühlte sich von den 
Klassenlehrpersonen vernachlässigt und die Hälfte sah sich bei Problemen von der Schule 
„oft allein gelassen” (ebd.). Das Schulklima wird je nach Maturitätstyp unterschiedlich 
eineschätzt, Personen mit musischer Maturität bewerten das Klima positiver  als Personen  
mit mathematisch-naturwissenschaftlicher Maturität (ebd., S. 20).  

 
Im Blick auf die überfachlichen Kompetenzen sind zwei weitere Studien durchgeführt 

worden. Hier wurden nicht Absolventen befragt, sondern Schülerinnen und Schüler (Maag 
Merki 2002, Maag-Merki/Leutwyler 2005, 2005). Neben positiven hat die erste Studie auch 
negative oder bedenkliche Resultate erbracht. Die problematischen Ergebnisse bezogen sich 
auf alle drei Dimensionen der Befragung, nämlich  

 
• die Strategien des Lernens und Arbeitens,  
• politische Kompetenzen  
• und der Umgang mit Gesundheitsrisiken.  

 
Die zweite Studie zeigt eine Zunahme der intrinsischen Motivation, ein positiveres 

Bild bei den politischen Kompetenzen, auch eine Verbesserung in der Selbstwirksamkeit 
sowie im Gesundheitsbereich, nicht jedoch bei den Lernstrategien (Maag Merki/Leutwyler 
2004, S. 20). Lernstrategien sind keine didaktische Nebensächlichkeit. Von der Beherrschung 
anspruchsvoller Lernstrategien wird die Leistung wesentlich mitbestimmt. Die Erwartungen 
an das Fach ist die eine Seite, die tatsächlich eingesetzten Strategien des Lernens die andere. 
Sie müssen im Unterricht verwendet werden, aber das setzt voraus, anspruchsvolle Strategien 
werden als eine Leistungsanforderung verstanden.  

 
Dafür müssten die Lehrkräfte eine Repertoireanpassung vornehmen, also von den 

Schülern auch andere als konventionelle Lernstrategien abverlangen. Das geht nur, wenn der 
tägliche Unterricht darauf eingestellt ist. Psychologische Kurse, die manche Schweizer 
Gymnasien zu Beginn des Schuljahres durchführen, leisten dies nicht. Wer zum Beispiel 
gelernt hat, was „mind-mapping“ ist, kann damit noch nicht im Deutschunterricht umgehen. 
Die Form des Unterrichtens muss sich verändern, und die Lehrkräfte müssen ihr Repertoire 
auf die Lernstrategien der Schüler einstellen. Dass sich das Wohlbefinden verbessert hat, 
reicht nicht aus, um auch den Ertrag des Lernens zu verbessern.  
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Das Know How des Lernens ist wenig entwickelt. Die Schüler verwenden ihre 
Arbeitsformen wenig koordiniert und mehr oder weniger situativ. Häufig gebraucht werden 
einfache Strategien wie das Hervorheben wichtiger Aussagen in Texten oder 
Analogieschlüsse zu früheren Aufgaben gleicher oder ähnlicher Art. Wenn der Fortgang der 
Arbeit von den Schülern kontrolliert wird, dann nur, um keine Fehler zu machen. 
Metakognitive Strategien wie Planung und Evaluation der eigenen Leistung sind dagegen eher 
selten. Anspruchsvolle Lernstrategien haben aber einen Einfluss auf die Leistung, wobei sich 
viele Lehrkräfte über diesen Zusammenhang nicht im Klaren sind. Sie beurteilen, was und 
nicht wie gelernt wurde; wenn die Unterrichtsqualität verbessert werden soll, dann muss 
überlegt werden, wie die Lernstrategien in die Beurteilung mit einfliessen.  

 
Beide Zürcher Studien zeigen das Problem in aller Deutlichkeit.  
 

• Ein Teil der Schüler bestimmt nicht systematisch im Vorhinein, wie bei der 
Bearbeitung der Probleme vorgegangen werden soll, also wendet keine 
Planungsstrategien an, sondern lässt die Aufgabe auf sich zukommen.  

• Ähnlich ist das Verhalten nach Abschluss der Leistung, man wartet auf das 
Ergebnis, also das Urteil der Lehrkraft, und evaluiert nicht den eigenen 
Lernprozess.  

• Bei der nächsten Aufgabe wird das genau gleiche Verhalten gezeigt, einmal 
erprobte Lernstrategien werden immer neu angewendet, unabhängig von ihrer 
Qualität.  

• Ein Strategiewechsel ist selten, auch weil die individuellen Techniken des 
Arbeitens und Lernens kaum Thema sind, weder im Unterricht noch unter den 
Schülern. Sie sprechen nicht darüber, wie sie lernen, sondern kommunizieren 
Ergebnisse, oft ohne sich über die Konsequenzen im Klaren zu sein.  

 
Dieser Befund korreliert mit der Selbsteinschätzung, mit Erfolg und Misserfolg der 

Schüler, aber auch mit Unterrichtskultur. Je mehr der Unterricht auf Selbsttätigkeit und 
Eigenverantwortlichkeit eingestellt ist, je transparenter er für die Schüler ist, je klarer 
Aufwand und Ertrag des Lernens über einen längeren Zeitraum kalkuliert werden können, 
desto mehr werden verschiedene, darunter auch anspruchsvolle Lernstrategien angewendet. 
Wenn die Unterrichtskultur nicht so aufgebaut ist, gilt das eher nur für die leistungsstarken 
Schüler, die ihre eigenen Fähigkeiten und so auch ihre Lernstrategien umso höher einschätzen, 
je besser ihre Noten sind. In der Forschung spricht man dann von einem Matthäus-Effekt: 
Wer hat, dem wird gegeben.  
 

Die erste landesweite Befragung aller Schweizer Gymnasien aus dem Jahre 20046 - 
EVAMAR 1 -  stützt die Zürcher Daten: Fachlich sind die Gymnasien leistungsfähig, im 
Blick auf die Strategien und Formen des Lernens dagegen weniger. Die Maturarbeit wird von 
den Schülern wie von den Lehrkräften als Fortschritt in Richtung selbständiges, 
wissenschaftsnahes Arbeiten verstanden. In der Betreuung bestehen allerdings grosse 
Unterschiede, die Kriterien der Bewertung sind uneinheitlich und werden zwischen den 
Lehrkräften nicht hinreichend abgestimmt. Gleichwohl ist hier ein deutlicher Erfolg der 
MAR-Revision zu sehen, was sich im Blick auf Schulorganisation und Unterrichtskultur nicht 
in gleicher Weise sagen lässt.  

 
Auch einige andere Ergebnisse sind bemerkenswert. Die Schülerinnen und Schüler 

wählen ihre Schwerpunktfächer überwiegend nach Interesse, die anderen Fächer werden nach 

                                                
6 EVAMAR: Evaluation der Maturitätsreform 1995 (2004).  



 13 

Aufwand und Ertrag sowie nach den fortlaufenden Daten von Erfolg oder Misserfolg 
kalkuliert. Die Lernmotivation nimmt mit der Möglichkeit zu, Fächer nach Interesse zu 
wählen. Die Lernstrategien und auch manche Arbeitseinstellungen lassen jedoch zu wünschen 
übrig und sollten nachhaltig verbessert werden. Darüber herrscht allerdings keine Einigkeit. 
Vor allem Lehrkräfte in Mathematik, Informatik und den Naturwissenschaften geben 
allerdings an, dass sich ihre Fächer dafür weniger gut eignen als andere Fächer (Evaluation 
2004).  

 
Die Konstruktion der Schweizer Maturität ist an das Konzept der breiten 

Allgemeinbildung gebunden. Das wird in den Zielsetzungen auch ausdrücklich 
hervorgehoben. Letztlich begründet sich die allgemeine Hochschulreife mit diesem Konzept. 
Aber die von  den Schulen anzustrebende „breit gefächerte, ausgewogene und kohärente 
Bildung“ (MAR Art. 5,1) wird von den Schülerinnen und Schülern offenbar nicht als Ziel 
gesehen oder nur eher widerwillig akzeptiert. Sie streben nach stärkerer Spezialisierung und 
votieren so implizit für eine Art Fakultätsmaturität, die möglichst direkt an den 
Gymnasialunterricht anschliesst. Das gilt mindestens für bestimmte Studienrichtungen, die 
hoch mit dem gymnasialen Profil korrelieren.  

 
Korrelationen zwischen Schulorganisation und Unterrichtsqualität sind nur schwach 

feststellbar. Dass ein Drittel des Unterrichts ausserhalb des Klassenverbandes besucht wird – 
in einigen Kantonen auch erheblich  mehr - stösst nicht auf Kritik. Allerdings: Je niedriger der 
Anteil des gemeinsamen Unterrichts beschaffen ist, desto mehr wird ein solcher Unterricht 
gewünscht - und umgekehrt (Evaluation 2004, S. 108). Die sehr grossen Unterschiede 
zwischen Kantonen, Schulen und Klassen in der Organisation der Maturitätsausbildung 
wirken sich auf die Wahrnehmung der Qualität sowie die Lernmotivation der Schülerinnen 
und Schüler kaum aus. Offenbar können mit ganz unterschiedlichen Organisationsformen 
vergleichbar gute Rahmenbedingungen für den Unterricht geschaffen werden, soweit die 
Betroffenen dies wahrnehmen. Und: Je länger eine Schule im neuen System unterrichtet, 
desto höher sind die Qualitätseinschätzungen (ebd., S. 111).  

 
Die Schülerinnen und Schüler zeigen sich in den Befragungen nüchtern und realistisch, 

engagiert an den Stellen, wo es sich lohnt, und durchaus gut eingestellt auf ihre Schule. Sie 
versuchen, ihre Chancen zu nutzen, aber stehen dem idealistischen Begriff der „Bildung“ eher 
skeptisch gegenüber. Die Hochkultur ist nicht wenigen von ihnen eher fern, andererseits 
bilden sie ihre Interessen aus und wissen relativ genau, welchen Nutzen sie aus dem 
gymnasialen Angebot ziehen wollen. Wenige bringen überall herausragende Leistungen, aber 
viele kombinieren ihre Interessen mit dem bestehenden Angebot. Es ist zur Wahrung der 
Breite der Ausbildung wichtig, dass es auch „ungeliebte Fächer“ gibt.   

 
Es bleibt abzuwarten, welche Ergebnisse EVAMAR 2 bringen wird. Aus den heute 

vorliegenden Daten lassen keine Indizien für eine schlechte Qualität der gymnasialen Bildung 
ablesen, eher im Gegenteil (Oelkers 2008). Die grosse Mehrheit der Maturandinnen und 
Maturanden, nämlich 77% unmittelbar vor Abschluss der Gymnasialzeit, plant ein 
Universität- oder ETH-Studium. Nur 1% plant überhaupt kein Studium, auch in diesem Sinne 
kann von einem Erfolg der Ausbildung gesprochen werden.  

 
Das setzt allerdings eine ausreichende Dauer voraus, der Gymnasiallehrgang sollte 

vier Jahre betragen und auf der Sekundarstufe I vorbereitet sein. Der Zugang kann durch 
einheitliche Aufnahmeprüfungen erfolgen, ohne dass ich dadurch jetzt auf Zürich verweisen 
will. Und der Anschluss an die Universität kann durch gemeinsame Standards geregelt 
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werden, das ist leider auch wieder in Zürcher Projekt. Um davon abzulenken: Was ist mit dem 
Problem der Studienabbrecher?  

 
Dass die Studienabbrecherquote zu hoch sei, wird politisch als Argument für die nicht 

mehr genügende Qualität der Gymnasien ins Feld geführt. Statistisch gibt es dafür keinen 
Beleg, weil eine entsprechende Statistik gar nicht geführt wird. Erfasst wird bislang nur die 
Studienerfolgsquote, die im Universitätsbereich landesweit bei etwa 70% liegt, mit einem 
leicht höheren Frauenanteil.7 Daraus kann aber nicht geschlossen werden, dass die Quote der 
Studienabbrecher 30% beträgt.  

 
Der Begriff „Studienabbrecher“ ist statistisch gar nicht definiert. Wer einen 

Studiengang wechselt, ins Ausland geht oder sich an einer anderen Universität, bzw. einer 
Fachschule neu einschreibt, schliesst ein begonnenes Studium nicht ab und orientiert sich neu. 
Das erlaubt aber keinen Rückschluss auf die Studierfähigkeit, die im übrigen auch nicht 
definiert ist.8 Wenn die Universität Zürich eine Erfolgsquote von 60% hat und die ETH 
Zürich fast 80% erreicht, und wenn die Quote in den Geisteswissenschaften viel tiefer liegt als 
in den technischen Disziplinen, dann sind wohl eher die Studienreglemente, die 
Betreuungsverhältnisse und die Anforderungsprofile gefragt. 

 
Mein Schluss lautet so: Die Gymnasien stehen vor Herausforderungen, aber nicht vor 

unlösbaren Problemen. Das System ist stabil. Was bislang über die Qualität der Gymnasien 
bekannt ist, rechtfertigt keine Diskussion, die von der allmählichen Auflösung der Gymnasien 
ausgeht. Sie können den künftigen Entwicklungen eigentlich von einer starken Position aus 
entgegen sehen, auch wenn die Selbstsicht eine andere ist. Allerdings müssen die Gymnasien 
sich anpassungsfähig zeigen und sich auf überzeugende Weise weiterentwickeln. Es gibt für 
den internen Bereich drei Zukunftsaufgaben, die unmittelbar angegangen werden können, 
nämlich  

 
• die Verbesserung der Unterrichtsqualität,  
• die Aktivierung der Schülerrolle  
• und mehr Transparenz vor allem im Bereich der Leistungsbeurteilung. 

 
Standards und Tests werden kommen, aber sie arbeiten der Schule nicht entgegen, 

sondern werden zur Unterstützung der Urteile der Lehrerinnen und Lehrer eingesetzt. Das ist 
keine „Standardisierung“ im Sinne einer Uniformität und schon gar keine 
„McDonaldisierung“ des Unterrichts. Der vorstellbare Horror ist grösser als die erkennbare 
Wirklichkeit. In der Bildungspolitik gilt manchmal auch das Umgekehrte, die Vision bedroht 
die Wirklichkeit, ohne sie zu verbessern. In der Schweiz und in  Basel ist das natürlich nicht 
so. 
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